
71

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1954 Ausgegeben am 30. Jänner 1954 4. Stück

2 1 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes vom 9. Juli 1953, BGBl. Nr. 141.
2 2 . Bundesgesetz: Auslandstitel-Bereinigungsgesetz.
23. Bundesgesetz: 3. Rückstellungsanspruchsgesetz.
2 4 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über prozeß- und exekutionsrechtliche Sonderbestimmungen

für schutzwürdige Unternehmungen.
2 5 . Verordnung: Abänderung der Verordnung BGBl. Nr. 60/1947.

2 1 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1953,
womit das Bundesgesetz vom 9. Juli 1953,

BGBl. Nr. 141, abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Im Bundesgesetz vom 9. Juli 1953, BGBl.
Nr. 141, womit das Bundesgesetz über die Be-
schäftigung von Kindern und Jugendlichen ab-
geändert wird, haben im Art. III Abs. 1 an Stelle
der Worte „31. Dezember 1953" die Worte
„31. Dezember 1954" zu treten.

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t am 1. Jänner 1954
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung, hinsichtlich des Bergbaues das Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau betraut.

Körner
Raab Maisel Illig

22 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1953
über die Bereinigung österreichischer Aus-
landstitel (Auslandstitel-Bereinigungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Auslandstitel im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind Schuldverschreibungen der im An-
hang dieses Bundesgesetzes angeführten Anleihen.

(2) Auslandstitel, die vom Deutschen Reich,
von der Reichsbank, von der Konversionskasse
für deutsche Auslandsschulden, von der Deut-
schen Golddiskontbank oder für Rechnung
dieser Körperschaften erworben worden sind,
gelten als zu Tilgungszwecken erworben und die
Rechte daraus als erloschen, sofern dieses Bundes-
gesetz nichts anderes bestimmt.

§ 2. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
kann Auslandstitel, bei denen es die Voraus-
setzungen des § 1 Abs. 2 für gegeben erachtet,

verlautbaren; ebenso kann es Auslandstitel ver-
lautbaren, über die der Eigentümer infolge einer
im Inland nicht rechtswirksamen Maßnahme
nicht verfügen kann.

(2) Die Verlautbarung gemäß Abs. 1 hat dm
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" bis zum 30. Juni
1954 zu erfolgen.

(3) Besteht hinsichtlich der nach Abs. 1 ver-
lautbarten Auslandstitel noch eine Leistungs-
pflicht des Schuldners, so ist diese bis zur Ent-
scheidung über einen Feststellungsantrag nach
§ 3 oder bis zum Ablauf der im § 3 vorgesehenen
Frist gehemmt.

(4) Durch Verordnung oder zwischenstaatliche
Abkommen oder durch Vereinbarungen mit den
Gläubigervertretungen der Begebungsländer kann
bestimmt werden, daß die im Abs. 1 vorgesehene
Verlautbarung für Auslandstitel auch auf andere
Weise als nach Abs. 2 erfolgt.

§ 3. (1) Der Besitzer eines nach § 2 Abs. 1
verlautbarten Auslandstitels kann bis 31. De-
zember 1954 beim Handelsgericht Wien die Fest-
stellung beantragen, daß die Rechte aus dem
Auslandstitel nicht erloschen sind. An Stelle des
Handelsgerichtes Wien kann auch ein Schieds-
gericht vereinbart werden.

(2) Der Feststellungsantrag kann noch inner-
halb weiterer zwei Jahre nach Ablauf der vor-
genannten Frist eingebracht werden, wenn der
Besitzer durch ein unverschuldetes oder unüber-
windliches Hindernis an der früheren Antrag-
stellung gehindert war.

(3) Wer infolge einer im Inland nicht rechts-
wirksamen Maßnahme über seinen Auslandstitel
nicht verfügen kann, hat seine Ansprüche binnen
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
unter Glaubhaftmachung des Sachverhaltes und
unter Angabe der Merkmale, insbesondere der
Stücknummer, des Auslandstitels dem Bundes-
ministerium für Finanzen anzuzeigen. Ent-
schädigungsansprüche dieser Personen werden
besonders geregelt.

§ 4. (1) Bei Antragstellung hat der Besitzer den
Auslandstitel der zur Entscheidung über den
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Antrag berufenen Stelle (§ 3) vorzulegen und die
gemäß § 5 erforderlichen Nachweise zu erbringen.
Die vorgelegten Schuldverschreibungen sind bis
zur Entscheidung über den Antrag in Verwah-
rung zu nehmen. Der Feststellungsantrag ist
gegen den Schuldner zu richten.

(2) Durch Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen oder durch zwischenstaatliche Ab-
kommen kann bestimmt werden, daß der Auslands-
titel auch bei einer Kreditunternehmung oder bei
einer anderen geeigneten Stelle hinterlegt werden
kann. In dieser Verordnung ist Vorsorge zu
treffen, daß die Urkunde nur mit Zustimmung
der zur Entscheidung über den Antrag berufenen
Stelle (§ 3) freigegeben wird.

§ 5. (1) Dem Antrag ist stattzugeben, wenn
nachgewiesen wird,

a) daß der Antragsteller das Eigentum an dem
vorgelegten Auslandstitel spätestens am
1. Jänner 1945 oder in ununterbroche-
ner Reihe von einer Person, die am
1. Jänner 1945 Eigentümer war, rechts-
gültig erworben hat; diese Reihe gilt als
unterbrochen, wenn beim Erwerb vom
Nichtberechtigten das Eigentum auf gut-
gläubigen Erwerb gegründet wird oder

b) daß sich der Auslandstitel am 1. Jänner 1945
außerhalb des österreichischen Bundes-
gebietes, außerhalb Danzigs, Memels, sowie
außerhalb der Grenzen Deutschlands nach
dem Stande vom 31. Dezember 1937 und
der von Deutschland am 1. Jänner 1945 in
seine Verwaltung einbezogenen Teile
Polens einschließlich des sogenannten
Generalgouvernements und der Tschecho-
slowakischen Republik einschließlich des
sogenannten Protektorates Böhmen und
Mähren befunden hat; der Nachweis ist
nicht erbracht, wenn der Auslandstitel
durch eine im Inland nicht rechtswirksame
Maßnahme entzogen worden ist.

(2) Rechtsvorgänger haben auf Verlangen ihrer
Rechtsnachfolger über die im Abs. 1 maßgeben-
den Tatsachen Auskunft zu erteilen, Beweis-
(Bescheinigungs)mittel auszufolgen und, soweit
als möglich, auf Kosten der Rechtsnachfolger zu
beschaffen.

(3) Für den Nachweis nach Abs. 1 gelten die
Auslandstitel als im Inland belegen.

§ 6. Ist ein Feststellungsantrag gemäß § 3
nicht fristgerecht gestellt worden oder wurde
dem Antrag nicht stattgegeben, so sind die
Rechte aus dem Auslandstitel erloschen. In der
Verlautbarung (§ 2 Abs. 1) ist darauf hinzu-
weisen.

§ 7. Das Bundesministerium für Finanzen kann
die Aussteller verhalten, entweder die nach
diesem Bundesgesetz bereinigten Auslandstitel
besonders zu kennzeichnen oder gegen neue
Schuldverschreibungen umzutauschen oder den

Besitzern von Auslandstiteln Zertifikate über die
Bereinigung auszustellen.

§ 8. (1) Das Handelsgericht Wien verhandelt
und entscheidet über Anträge gemäß § 3 in
Senaten, die aus einem Vorsitzenden und zwei
Beisitzern bestehen. Die Beisitzer werden vom
Bundesministerium für Justiz auf Grund von
Vorschlägen des Bundesministeriums für Finan-
zen bestellt. Im übrigen gelten für die Beisitzer
die Bestimmungen über die fachmännischen
Laienrichter aus dem Handelsstand sinngemäß.

(2) Das Handelsgericht Wien verhandelt und
entscheidet im Verfahren außer Streitsachen mit
folgenden Besonderheiten:

a) die Verhandlungen sind öffentlich;
b) die Vorschriften der ZPO. über den Beweis

sind sinngemäß anzuwenden;
c) inwiefern der Antragsteller dem Antrags-

gegner Kosten des Verfahrens zu ersetzen
hat, bestimmt das Gericht nach den im
§ 41 ZPO. aufgestellten Grundsätzen;

d) gegen die Entscheidung des Handels-
gerichtes Wien ist ein Rechtsmittel nicht
zulässig.

(3) Die Entscheidung ist dem Antragsteller und
dem Antragsgegner zuzustellen; die im Anleihe-
vertrag bestellten Treuhänder und Zahlungs-
stellen sind durch Übermittlung einer Ausferti-
gung zu verständigen.

§ 9. Alle durch dieses Bundesgesetz veran-
laßten Schriften und Amtshandlungen sind von
den bundesrechtlich geregelten Abgaben befreit.

§ 10. Dieses Bundesgesetz tr i t t am 1. Jän-
ner 1954 in Kraft. Mit der Vollziehung dieses
Bundesgesetzes ist das Bundesministerium für
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Justiz, jedoch hinsichtlich des
§ 8 das Bundesministerium für Justiz im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz Gerö

Anhang.
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2 3 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1953
über die Übertragung der Ansprüche auf
Rückstellung von Vermögen weiterer
juristischer Personen, die ihre Rechtspersön-
lichkeit während der deutschen Besetzung
Österreichs verloren und später nicht wie-
dererlangt haben, und über die Abänderung
und Ergänzung des 2. Rückstellungs-

anspruchsgesetzes (3. Rückstellungs-
anspruchsgesetz) *).

Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. (1) Die in Spalte A der nachfolgenden Auf-

stellung genannten Vermögensträger werden

durch dieses Gesetz berechtigt — falls nicht eine
längere Frist offensteht —, innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes die Rückstellungsansprüche im Sinne
der Rückstellungsgesetze auf das Vermögen der
in Spalte B unter der gleichen Ziffer und dem
gleichen Buchstaben angeführten juristischen Per-
sonen geltend zu machen, soweit diese ihre
Rechtspersönlichkeit während der deutschen Be-
setzung Österreichs verloren und im Zeitpunkte
der Geltendmachung des Rückstellungsanspruches
nicht wiedererlangt haben:

•) 1. Rückstellungsanspruchsgesetz BGBl. Nr. 256/1947.
2. Rückstellungsanspruchsgesetz BGBl. Nr. 176/1951.
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(2) Insoweit in diesem oder in dem 2. Rück-
stellungsanspruchsgesetz in Spalte B des § 1 von
juristischen Personen die Rede ist, sind auch
Stiftungen und Fonds, Organisationen, Einrich-
tungen und Unternehmungen inbegriffen, die
den gleichen Zwecken gedient haben.

§ 2. (1) War der Eigentümer ein Träger der
Sozialversicherung (Verband, Arbeitsgemein-
schaft), so ist zur Erhebung von Rückstellungs-
ansprüchen der Versicherungsträger (Verband)
berechtigt, auf den der gesamte örtliche und sach-
liche Wirkungsbereich des Eigentümers über-
gegangen ist.

(2) Ist der örtliche und sachliche Wirkungs-
bereich des Eigentümers auf mehrere Versiche-
rungsträger (Verbände) übergegangen oder ist
ein Übergang überhaupt nicht erfolgt, so be-
stimmt das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung, nach Anhörung des Hauptverbandes
der österreichischen Sozialversicherungsträger, die
(den) anspruchsberechtigten Träger (Verband)
durch Kundmachung, die im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" zu verlautbaren ist.

§ 3. Ein gemäß § 27 Abs. 2 des Vereinsgesetzes
in der Fassung der Vereinsgesetz-Novelle 1950,
BGBl. Nr. 166, etwa bestellter Liquidator — dem
ansonsten alle den Vereinsorganen zukommen-
den Rechte zustehen, somit auch die Berechtigung
zur Erhebung von Rückstellungsansprüchen —
oder ein nach den Bestimmungen des Bundes-
gesetzes vom 22. Juni 1949, BGBl. Nr. 164
(Fünftes Rückstellungsgesetz), bestellter Sach-
walter ist zur Erhebung von Rückstellungs-
ansprüchen einer aufgelösten juristischen Person
dann nicht berechtigt, wenn zufolge der Be-
stimmungen des 1., des 2. oder dieses Rück-
stellungsanspruchsgesetzes Vermögensträger zur
Erhebung von Rückstellungsansprüchen berech-
tigt sind.

§ 4. Der letzte Satz des Abs. 1 des § 2 des
Bundesgesetzes vom 11. Juli 1951, BGBl. Nr. 176

(2. Rückstellungsanspruchsgesetz), hat zu ent-
fallen.

§ 5. (1) Die Bestimmungen des § 2 des 2. Rück-
stellungsanspruchsgesetzes in der durch § 4 dieses
Bundesgesetzes abgeänderten Fassung gelten auch
für die Erhebung von Rückstellungsansprüchen
nach diesem Bundesgesetz.

(2) Die Bestimmungen des § 3 des 2. Rückstel-
lungsanspruchsgesetzes gelten sowohl für die
Übertragung der Ansprüche auf Rückstellung
von Vermögen als auch für weitere Übertra-
gungen auf Grund dieses Bundesgesetzes.

§ 6. Rückstellungsansprüche der in § 1 Spalte A
des 2. Rückstellungsanspruchsgesetzes genannten
Vermögensträger auf Rückstellung von Ver-
mögen der in Spalte B angeführten juristischen
Personen können — falls nicht eine längere Frist
offensteht — auch noch innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes erhoben werden.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesmini-
sterien betraut.

Körner
Raab Kamitz

2 4 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1953,
womit das Bundesgesetz vom 24. Juli 1946,
BGBl. Nr. 161, über prozeß- und exekutions-
rechtliche Sonderbestimmungen für schutz-
würdige Unternehmungen abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 24. Juli 1946, BGBl.
Nr. 161, über prozeß- und exekutionsrechtliche
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Sonderbestimmungen für schutzwürdige Unter-
nehmungen, in der Fassung der Bundesgesetze
vom 18. Juni 1947, BGBl. Nr. 135, vom 30. Juni
1948, BGBl. Nr. 136, vom 24. November 1948,
BGBl. Nr. 253, vom 14. Dezember 1949, BGBl.
Nr. 16/1950, vom 21. Juni 1950, BGBl.
Nr. 136, vom 30. Mai 1951, BGBl. Nr. 127, vom
20. Mai 1952, BGBl. Nr . 105, und vom 1. Juli
1953, BGBl. Nr . 131, wird wie folgt abgeändert:

1. Im § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, § 6, § 8 Abs. 1
und 2 und § 9 Abs. 1 sind die Worte „31. De-
zember 1953" durch die Worte „31. Dezember
1954", im § 3 Abs. 3 die Worte „1. Jänner 1954"
durch die Worte „1 . Jänner 1955" zu ersetzen.

2. Die lit. a des § 10 hat zu lauten:

„a) über Berufungen gegen Bescheide der im
§ 2 Abs. 2 vorgesehenen Kommission ent-
scheidet der Landeshauptmann; über Be-
rufungen gegen Bescheide des Landeshaupt-
mannes entscheidet das Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1954
in Kraft.

(2) Zwischen dem 1. Jänner 1954 und dem
Tage der Verlautbarung dieses Bundesgesetzes
anhängig gemachte Rechtsstreitigkeiten wegen im
§ 2 bezeichneter Geldforderungen sind zu unter-
brechen, bereits eingeleitete Exekutionen wegen
solcher Geldforderungen bis zum 31. Dezember
1954 aufzuschieben. Die Unterbrechung und
die Aufschiebung erfolgen auf Antrag des Be-
klagten (Verpflichteten). Die Bestimmungen
dieses Absatzes gelten sinngemäß auch für Exe-
kutionen zur Sicherstellung und für einstweilige
Verfügungen.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind die Bundesministerien für Handel und
Wiederaufbau und für Justiz betraut.

Körner
Raab Illig Gerö

2 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
5. Oktober 1953, womit die Verordnung

BGBl. Nr. 60/1947 abgeändert wird.

Auf Grund der §§ 71 und 78 des Straßen-
polizeigesetzes, BGBl. Nr. 46/1947, wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau vom
27. März 1947, BGBl. Nr. 60, über die Sicherung
und Benützung schienengleicher Eisenbahnüber-
gänge in der Fassung der Verordnungen vom
13. Dezember 1948, BGBl. Nr. 11/1949, und vom
12. Dezember 1951, BGBl. Nr. 21/1952, wird wie
folgt abgeändert:

1. Im § 3 Abs. 1 hat der zweite Satz wie folgt
zu lauten:

„Als Warnzeichen für die Gefahrenzeit ist bei
Warnlichtanlagen der Bauart I rotes Blinklicht
mit etwa 90 Blinkungen in der Minute, außer-
halb der Gefahrenzeit weißes Blinklicht mit
etwa 45 Blinkungen in der Minute, bei Warn-
lichtanlagen der Bauart II für die Gefahrenzeit
rotes Blinklicht mit etwa 60 Blinkungen in der
Minute, außerhalb der Gefahrenzeit gelbes Blink-
licht mit etwa 60 Blinkungen in der Minute zu
verwenden (Beilage B)."

2. Im § 3 Abs. 2 ist ein neuer Satz mit fol-
gendem Wortlaut aufzunehmen:

„Welche Bauart (I oder II der Beilage B) im
Einzelfalle anzuwenden ist, entscheidet die Eisen-
bahnbehörde im Einvernehmen mit der Straßen-
aufsichtsbehörde (§ 1 Abs. 3)."

3. Die Beilage B ist durch die neue Beilage B
zu ersetzen.

4. Im § 4 ist dem Abs. 1, der als neuer Abs. 2
in Geltung bleibt, folgender neuer Abs. 1 voran-
zustellen:

„Sofern nicht von der Eisenbahnbehörde im
Einvernehmen mit der Straßenaufsichtsbehörde
eine Ausnahme zugelassen ist, haben Schranken
sich über die ganze Breite des Überganges zu
erstrecken."

Die bisherigen Abs. 2 bis 10 erhalten die Be-
zeichnung 3 bis 11.

Die neuen Abs. 8 und 9 haben wie folgt zu
lauten:

„(8) Die Bauart des Schrankenantriebes muß
zwangsläufig die Einhaltung der vollen vorge-
schriebenen Läutedauer und die ununterbrochene
Betätigung des Läutewerkes bis zur vollkom-
menen Schließung des Schrankens gewährleisten.

(9) Nach Maßgabe der örtlichen Verhältnisse
können an Stelle des Läutewerkes besondere
optische Signaleinrichtungen oder besondere
Warnlichtanlagen zur Ankündigung der be-
vorstehenden Schrankenschließung angeordnet
werden."

Waldbrunner
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Beilage B
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